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Geſetz-Sammlung 
für die 5 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. Nr. 28. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Geſchäftsſprache der Behörden, Beamten und politifchen Körperſchaften des 
Staats, S. 389. — Verordnung, betreffend die Geſtattung des Gebrauchs einer fremden Sprache 
neben der Deutſchen als Geſchäftsſprache, 393. — Verordnung über die Ausübung der Rechte des 
Staats gegenüber der evangeliſchen Landeskirche der acht älteren Provinzen der Monarchie, S. 395. 
— Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Mitwirkung des Miniſteriums für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten bei der Beaufſichtigung aller nicht landſchaftlichen Grundkreditanſtalten, S. 397. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872. durch die Regierungs- Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 398. 


(Nr. 8460.) Geſetz, betreffend die Geſchäftsſprache der Behörden, Beamten und politiſchen 
Körperſchaften des Staats. Vom 28. Auguſt 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages für den ganzen 


Umfang der Monarchie, was folgt: 


K 1. 

Die Deutſche Sprache iſt die ausschließliche Geſchäftsſprache aller Behörden, 
Beamten und politiſchen Körperſchaften des Staats. Der ſchriftliche Verkehr 
mit denſelben findet in Deutſcher Sprache ſtatt. 

5 
In dringlichen Fällen können ſchriftliche von Privatperſonen ausgehende 


Eingaben, welche in einer anderen Sprache abgefaßt ſind, berückſichtigt werden. 


Im Falle der Nichtberückſichtigung ſind ſie mit dem Anheimſtellen zurückzugeben, 
ſie in Deutſcher Sprache wieder einzureichen. 


. 

Für die Dauer von höchſtens zwanzig Jahren, von dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ab, kann im Wege Königlicher Verordnung für einzelne Kreiſe oder Kreis⸗ 
theile der Monarchie der Gebrauch einer fremden Sprache neben der Deutſchen 
für die mündlichen Verhandlungen und die protokollariſchen Aufzeichnungen der 
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Schulvorſtände, ſowie der Gemeinde- und Kreisvertretungen, der Gemeinde⸗ 
Weinen und Vertretungen der ſonſtigen Kommunalverbände geſtattet 
werden. 

Während des gleichen Zeitraums kann durch Verfügung der Bezirksregie⸗ 
rung den der Deutſchen Sprache nicht mächtigen Beamten ländlicher Gemeinden, 
durch Verfügung des Appellationsgerichts den der Deutſchen Sprache nicht mäch⸗ 
tigen Gerichtsvögten und Vormündern geſtattet werden, ihre amtlichen Berichte 
und Erklärungen in der ihnen geläufigen Sprache einzureichen. 


F. 4. 

Iſt vor Gericht unter Betheiligung von Perſonen zu verhandeln, welche 
der Deutſchen Sprache nicht mächtig ſind, ſo muß ein beeidigter Dolmetſcher 
zugezogen werden. ö 5 

W welche der Deutſchen Sprache nicht mächtig ſind, leiſten Eide 
in der ihnen geläufigen Sprache. 

Das Protokoll iſt in dieſen Fällen in Deutſcher Sprache aufzunehmen 
und falls es einer Genehmigung Seitens einer der Deutſchen Sprache nicht mäch⸗ 
tigen Perſon bedarf, derſelben durch den Dolmetſcher in der fremden Sprache 
vorzutragen. 

Die Führung eines Nebenprotokolls in der fremden Sprache findet nicht 
ſtatt, jedoch können Ausſagen und Erklärungen in fremder Sprache, wenn und 
ſoweit der Richter dies mit Rückſicht auf die Wichtigkeit der Sache für erfor⸗ 
derlich erachtet, auch in der fremden Sprache in das Protokoll oder eine Anlage 
niedergeſchrieben werden. In dazu geeigneten Fällen kann dem Protokolle eine 
durch den Dolmetſcher zu beglaubigende Ueberſetzung beigefügt werden. 


8 5. 
Die Beeidigung des Dolmetſchers erfolgt ein für allemal oder vor Aus- 
übung ſeiner Verrichtung im einzelnen Falle dahin: 
daß er treu und gewiſſenhaft übertragen werde. 
Wird ein Beamter als Dolmetſcher angeftellt, fo erſetzt der Dienſteid den 
Dolmetſchereid. 8.6 


Bei Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit können die Betheiligten 
dem Dolmetſcher die Ableiſtung des Eides erlaſſen. 

Dieſer Verzicht muß in 75 Sprache der Betheiligten im Protokolle ver— 
merkt werden. 5 

Bei denjenigen Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei denen die 
Zuziehung eines Protokollführers geſetzlich nicht erfordert wird, bedarf es auch 
der Zuziehung eines Dolmetſchers nicht, wenn der Richter der fremden Sprache 
mächtig iſt. 8 N 

EUR 


Die Zuziehung eines Dolmetſchers kann unterbleiben, wenn die betheiligten 
Perſonen ſämmtlich der fremden Sprache mächtig ſind. In dieſem Falle kann 
das 


Fe an 


das Protokoll, ſofern es Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrifft, in 
der fremden Sprache aufgenommen, es muß jedoch die Ueberſetzung in das 
Deutſche alsbald bewirkt werden. 

Falls das in Deutſcher Sprache aufgenommene Protokoll der Geneh— 
migung Seitens einer der Deutſchen Sprache nicht mächtigen Perſon bedarf, iſt 
es derſelben durch eine der amtlich mitwirkenden Perſonen in der fremden Sprache 


vorzutragen. 
t K. 8. 


Der Dienſt des Dolmetſchers kann von dem Gerichtsſchreiber oder Pro— 
tokollführer wahrgenommen werden, ſofern der Gerichtsſchreiber oder Protokoll— 
führer gleichzeitig als Dolmetſcher angeſtellt iſt. 


f $. 9. 

Die in den $$. 4. bis 8. für die Verhandlungen vor den Gerichten gege⸗ 
benen Vorſchriften finden auf die Verhandlungen vor den Verwaltungsbehörden 
in denjenigen Angelegenheiten, für welche ein kontradiktoriſches Verfahren vor- 
geſchrieben iſt, ſowie auf die Verhandlungen vor den Auseinanderſetzungsbehörden 
und den Kommiſſarien derſelben und auf die mündlichen Verhandlungen vor 
den Standesbeamten entſprechende Anwendung. a 


$. 10. 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften treten außer Kraft, ins⸗ 
beſondere auch: 
1) die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil I. Titel 10. 
§. 213—215., Theil II. Titel 2. $$. 37 — 39., die $$. 75. 87. und 
422. des Anhangs zu derſelben, ſowie das Geſetz vom 26. Januar 
1857. (Geſetz»Samml. S. 64.) 

2) die $$. 58 — 64. und 329. der Kriminalordnung vom 11. Dezember 

ö 1800 „der zweite Abſatz des Artikels 27, des Geſetzes vom y Mai 
1852. (Geſetz⸗Samml, S. 209.), der $. 24. der Strafprozeßordnung 
vom 25. Juni 1867. (GeſetzSamml. S. 933.), ſoweit er ſich auf die 
Fähigkeit des Dolmetſchers bezieht, als Gerichtsſchreiber mitzuwirken, 
ſowie der zweite Abſatz des $. 144. und der F. 148. derſelben Straf⸗ 
prozeßordnung, 

3) alle Vorſchriften über den Gebrauch der Polniſchen Sprache in der 
Provinz Poſen, einſchließlich des Erlaſſes wegen Ueberſetzung der Geſetze 
in die Polnische Sprache vom 20. Juli 1816. (Geſetz⸗Samml. S. 204.); 

4) die Verordnung über die bei gerichtlichen Verhandlungen mit Wenden 
zu beobachtenden Formen vom 11. Mai 1843. (Geſetz-Samml. S. 183.) 
5) alle Vorſchriften über den e der Däniſchen Gefchäfts- und 
Gerichtsſprache in der u Schleswig - Holftein, einſchließlich des 
Allerhöchſten Erlaſſes, betreffend das Erſcheinen einer Däniſchen Ueber- 
ſetzung der Geſetz- Sammlung, vom 13. April 1867. (Geſetz-Samml. 
für 1868. S. 267.). 
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Die Vorſchriften dieſes Geſetzes treten an die Stelle der im Allgemeinen 
Landrecht Theil I. Titel 5. $$. 180 — 183. und Titel 12. 98. 125 — 130. und 
132., ſowie in den $$. 31. und 32. des Anhangs zu demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen. 

Die Beobachtung der Vorſchriften in dem erſten und dritten Abſatze des 
§. 4. dieſes Geſetzes iſt, ſofern die Ausnahmefälle der $$. 6. 7. und 8. nicht 
vorliegen, als nothwendig im Sinne des F. 139. des angezogenen Titels 12. 
Theil I. des Allgemeinen Landrechts anzuſehen. 

Ingleichen treten die genannten Vorſchriften des F. 4. an die Stelle der 
im erſten Abſatze des Artikels 332. der Rheiniſchen Strafprozeßordnung unter 
Nichtigkeitsſtrafe geftellten Anordnung. 


8 
Unberührt von dieſem Geſetze bleiben: 


1) die Vorſchriften, nach welchen den der Deutſchen Sprache nicht kun⸗ 
digen Soldaten die Kriegsartikel in ihrer Mutterſprache vorzuleſen find; 


2) die Vorſchriften über die Anſtellung der Dolmetſcher, über ihre Ableh⸗ 
nung und ihre Fähigkeit zur Mitwirkung in einer beſtimmten Sache, 
vorbehaltlich der Beſtimmung des §. 8. a 

3) die Vorſchriften über das Verfahren bei Ueberſetzung von Urkunden; 

4) die Vorſchriften über das Verfahren der Notare. — Jedoch tritt der 
§. 34. des Geſetzes über das Verfahren bei Aufnahme von Notariats- 
9 vom 11. Juli 1845. (Geſetz-Samml. S. 487.) außer 

taft; . 

5) die Vorſchriften über das Verfahren vor den Schiedsmännern. 

Soweit die zu Nr. 3. und 4. erwähnten Vorſchriften die Beeidigung der 


Dolmetſcher erfordern, erfolgt dieſe nach $. 5. dieſes Geſetzes. 
§. 12. 


Einer nochmaligen Beeidigung der nach den bisherigen Vorſchriften ein 
für allemal beeidigten Dolmetſcher bedarf es nicht. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Auguſt 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. 
v. Bülow. 
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(Nr. 8461.) Verordnung, betreffend die Geftattung des Gebrauchs einer fremden Sprache 
neben der Deutſchen als Geſchäftsſprache. Vom 28. Auguſt 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 3. des Geſetzes vom heutigen Tage, bet d di 
Geſchäftsſprache der Behörden, Beamten und politiſchen Kkbrberſchaſte des 
wi’ was pi 2 du cht auf die D 

8 wird hierdurch zunächſt auf die Dauer von fünf Jahren neben d 
Deutſchen Sprache der Gebrauch 8 en a a 


I. der Polniſchen Sprache: 


A. für die mündlichen Verhandlungen und die protokollariſchen Aufzeich— 
nungen der Schulvorſtände, der Gemeindevertretungen und Gemeinde⸗ 
verſammlungen in den Landgemeinden der Kreiſe Wongrowitz, Mogilno, 
Gneſen; der Polizeidiſtrikte Inowraclaw, Kruſchwitz, Markowitz und 
Strelno des Kreiſes Inowraclaw; des Polizeidiſtrikts Budſin des 
Kreiſes Chodſcheſen, ferner der Kreiſe Adelnau, Buk, Koſten, Schrimm, 
Wreſchen, Pleſchen, Schildberg, Krotoſchin, Kröben, Poſen, Schroda, 
Samter, des . Storchneſt des Kreiſes Frauſtadt, der 
Polizeidiſtrikte Wollſtein, Rackwitz und Altkloſter des Kreiſes Bomſt 
und des auf dem linken Warthe-Ufer belegenen Theils des Kreiſes 
Obornik, 

in der Provinz Poſen, 


B. für die mündlichen Verhandlungen der Schulvorſtände und Gemeinde: 
vertretungen in den Stadtgemeinden Powidz, Mieltſchin, Grabow 
Mixſtadt, Dubin, Kroeben, Scharfenort und Opalenica, \ 


in der Provinz Poſen; 


C. für die mündlichen Verhandlungen der Schulvorſtände, der Gemeinde— 
vertretungen und Gemeindeverſammlungen der Ortſchaften Klaszczoreck 
und Gumowo (im Amtsbezirke Leibitſch Nr. 6.), Elgiszewo (im Amts⸗ 
bezirke Chelmonie Nr. 10.), Borowna (im Amtsbezirke Preußiſch⸗Lauke 
Nr. I.), Plywaszewo (im Amtsbezirke Neu⸗Schönſee Nr. 12.) Mlewo 
und Silbersdorf (im Amtsbezirke Richnau Nr. 16.), Biſchöflich⸗Papowo 
Folgowo, Staw und Chrapitz 55 Amtsbezirke Paulshof Nr. 18.) 
Papau (im Amtsbezirke Papau Nr. 20.), Oſtaszewo (im Amtsbezirke 
Lulkau Nr. 21.), Bruchnowo und Grzywno (im Amtsbezirke Stern⸗ 
berg Nr. 22.) Konczewitz (im Amtsbezirke Kun or Nr. 23.), 
Lonczyn und Birglau (im Amtsbezirke Birglau Nr. 25.) Siemon 
x 1 1 h 755 26.), 1 (im 5 

enczkau Nr. 27.), Koryt und Swiesczyn (im Amtsbezirke 
Nr. 28) des Kreiſes Thorn, 8 ne 


in der Provinz Preußen; 
(Nr. 8461.) 4 II. der 
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II. der Litthauiſchen Sprache: 


D. für die mündlichen Verhandlungen der Schulvorſtände, der Gemeinde— 
vertretungen und Gemeindeverſammlungen in dem zur Provinz Preußen 
gehörigen Kreiſe Heydekrug mit Ausnahme der Amtsbezrke Karkeln, 
Spucken, Schakuhnen und Ruß; 


III. der Däniſchen Sprache: 

E. für die mündlichen Verhandlungen der Kreisvertretung des Kreiſes 
Hadersleben; 

F. für die mündlichen Verhandlungen und protokollariſchen Aufzeichnungen 
der Hardesvertretungen der Kreiſe Sonderburg und Apenrade, und 
der Hardesvogteibezirke Lygumkloſter und Wisbye des Kreiſes Tondern; 

G. für die mündlichen Verhandkungen und protokollariſchen Aufzeichnungen 
der Schulvorſtände, der Vertretungen und Verſammlungen der Land- 
nn und der ſonſtigen kleineren Kommunalverbändeder Landdiſtrikte 

er Kreiſe Hadersleben, Sonderburg, Apenrade, der Hardesvogtei⸗ 
bezirke Lügumkloſter und Wisbye mit Ausſchluß des Kirchſpiels U erg 
im Kreiſe Tondern, des Kirchſpiels Bau und des Landgemeindebezirks 
Hönſchnap im Kreiſe Flensburg, 

in der Provinz Schleswig-Holſtein; 


IV. der Franzöſiſchen Sprache: 


H. für die mündlichen Verhandlungen der Schulvorſtände, der Gemeinde— 
vertretungen und Gemeindeverſammlungen in den Landgemeinden der 
Bürgermeiſtereien Bellevaur und Weismes, ſowie der Landgemeinden 
Faymonville und Sourbrodt der Bürgermeiſterei Büttgenbach, 


in der Rheinprovinz 
als Geſchäftsſprache geſtattet. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Auguſt 1876. 
(L. S.) Wilhelm. 
Für den Minifter 


des Innern: 


Falk. Leonhardt. 
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(Nr. 8462.) Verordnung über die Ausübung der Rechte des Staats gegenüber der evan⸗ 


geliſchen Landeskirche der acht älteren Provinzen der Monarchie. Vom 
9. September 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 
verordnen in Gemäßheit des Artikels 28. des Geſetzes vom 3. Juni 1876. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 125.), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für die Pro⸗ 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſtfalen 
und die Rheinprovinz über die Ausübung der Rechte des Staats gegenüber der 
evangeliſchen Landeskirche dieſer Provinzen, was folgt: 


Artikel J. 


Die Rechte des Staats werden von dem Miniſter der geistlichen Ange— 

legenheiten ausgeübt: 

1) bei Feſtſtellung des Regulativs für die vereinigten Kreisſynoden der 
Haupt» und eſidenzſtadt Berlin (Geſetz vom 3. Juni 1876. Art. 8.); 

2) bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, wenn der Werth des zu erwerbenden oder des zu 
veräußernden Gegenſtandes, oder wenn der Betrag der Belaſtung die 
Summe von zehntauſend Mark überſteigt (Art. 24. Nr. 1.) 

3) bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen 

g wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben Art. 24. Nr. 2) = . 

4) bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienſt beſtimmter Gebäude 
(Art. 24. Nr. 5.) / 5 

5) bei der Anlegung von Begräbnißplätzen (Art. 24. Nr. 6.) 

6) bei der Bewilligung von Sammlungen außerhalb der Kirchengebäude, 
wenn die Sammlung in mehr als einer Provinz ſtattfinden ſoll 
Art. 24. Nr. 7.), und zwar in dieſem Falle in Gemeinſchaft mit dem 
Miniſter des Innern 

7) in allen Fällen der Art. 24. und 27. Abſ. 1. a. a. O., wenn die 
Rechte des Staats gegenüber dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath gel— 
tend zu machen ſind. 


Artikel II. 
Die Rechte des Staats werden durch den Oberpräſidenten ausgeübt: 


1) bei den von der Provinzialſynode beſchloſſenen neuen kirchlichen Aus— 
gaben (Geſetz vom 3. Juni 1876. Art. 11. Abſ. 2.); 


2) bei der Bewilligung von Sammlungen außerhalb der Kirchengebäude, 
wenn die Sammlung in mehr als einem Regierungsbezirk ſtattfinden 

ſoll (Art. 24. Nr. 7.). 
(Nr. 8462.) Ge⸗ 


3 


Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten findet in den Fällen zu 1. die 
Beſchwerde an den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten, in den Fällen zu 2. 
an die Miniſter des Innern und der geiſtlichen Angelegenheiten ſtatt. 


Artikel III. 


Die Rechte des Staats werden durch den Regierungspräſidenten, in der 
Haupt» und Reſidenzſtadt Berlin durch den Polizeipräſidenten ausgeübt: 

1) in Br der Vollſtreckbarkeit der Beſchlüſſe über Gemeindeumlagen 
(Art. 3. des Geſetzes vom 25. Mai 1874.) 

2) bei Feſtſtellung der Gemeindeſtatuten (Art. 5. des Geſetzes vom 
25. Mai 1874.) j 

3) in Betreff der Ausübung der Patronatsrechte ($. 23. der Kirchen⸗ 
ae und mumpalersnung vom 10. September 1873. und Art. 8. 

es Geſetzes vom 25. Mai 1874.); 

4) in den Fällen der Art. 3. 4. 7. 17. Abf. 6., der Art. 24. und 27. des 
Geſetzes vom 3. Juni 1876., ſoweit nicht in den Art. 1. und 2. dieſer 
Verordnung die Ausübung der Rechte dem Minifter der geiſtlichen 
Angelegenheiten oder dem Oberpräſidenten übertragen iſt. 

i Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten geht, ſofern nicht die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Art. 27. Abi. 3. des Geſetzes vom 
3. Juni 1876. ftattfindet, die Beſchwerde an den Oberpräſidenten. Derſelbe be⸗ 
ſchließt auf die Beſchwerde endgültig. 


Artikel IV. 


Ob und welche Aenderung in der Zuſtändigkeit der Staatsbehörden für 
die im Art. 23. des Geſetzes vom 3. Juni 1876. bezeichneten Rechte einzutreten 
hat, bleibt der in Gemäßheit des Art. 21. a. a. O. ſpäter zu erlaſſenden Ver⸗ 
ordnung vorbehalten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beiged rucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Merſeburg, den 9. September 1876. 


(J. S.) Wilhelm. 
Camphauſen. Leonhardt. Falk. Achenbach. v. Bülow. Hofmann. 


(Nr, 8463.) 
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(Nr. 8463.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Auguſt 1876., betreffend die Mitwirkung des Mini⸗ 
ſteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten bei der Beauffichtigung 
aller nicht landſchaftlichen Grundkreditanſtalten. 


Nachdem durch Meinen Erlaß vom 10. September 1874. die Be i 
der landſchaftlichen Kreditanſtalten dem Minifterium für die landwͤthſhafilchen 
Angelegenheiten überwieſen worden iſt, will Ich, einverſtanden mit dem Berichte 
des Staatsminiſteriums vom 11. d. Mts., genehmigen, daß das Miniſterium 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten fortan auch bei der Beaufſichtigung 
aller nicht landſchaftlichen Grundkreditanſtalten mitwirkend eintritt. ö 


Mit der Ausführung dieſes durch die Gefeß- Sammlung zur öffentli 
Kenntniß zu bringenden Erlaſſes ſind die Münte der en Be 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten beauftragt. 

Bayreuth, den 13. Auguſt 1876. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. Friedenthal. v. Bülow. Hofmann. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1876. (Nr. 8463.) 58 Be⸗ 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das am 14. Februar 1876. Allerhöchſt vollzogene Privilegium wegen 
event. Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des 
Kreiſes Labiau II. Emiſſion bis zum Betrage von 456,000 Mark durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 13. S. 67. 
bis 69., ausgegeben den 30. März 1876.; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Mai 1876., betreffend das dem Wege⸗ 
verbande Weſten, Amts Verden, verliehene Enteignungsrecht bezüglich 
der zum Ausbau der Landſtraße von Intſchede bis zur Weſerfähre bei 
Winkel erforderlichen Grundſtücke, durch das Stader Tageblatt, amtlichen 
Anzeiger für den Landdroſteibezirk Stade Nr. 701., erſte Seite, vom 
1. Juli 1876.; e 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1876., betreffend die Genehmigung 
der Auflöſung der Magdeburg⸗Töthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft und des zwiſchen dieſer Geſellſchaft und der agdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft am 17. März 1876. geſchloſſenen Vertrages, 
betreffend die Abtretung des Magdeburg - Cöthen - Halle: Leipziger Stamm- 
unternehmens an die Magdeburg - Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft, durch 
die Amtsblätter 

der Königl. 5 zu Magdeburg Nr. 31. S. 225. bis 229., 
ausgegeben den 29. Juli 1876., 

der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 30. dritte Beilage S. 1. 
bis 4., ausgegeben den 22. Juli 1876., 

der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 29. S. 249. bis 253., aus⸗ 
gegeben den 21. Juli 1876., 


4) das am 21. Juni 1876. Allerhöchſt vollzogene Privilegium zur Ausgabe 
von Mag ee Prioritäts⸗ Obligationen der Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter iſenbahngeſellſchaft Litt. A. im Betrage von 42,000,000 Mark, 
durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 32. S. 237. bis 239., 
ausgegeben den 5. Auguſt 1876., 

der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 30. zweite Beilage S. 1. 
bis 3., ausgegeben den 22. Juli 1876., 

der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 29. S. 253. bis 256., aus⸗ 
gegeben den 21. Juli 1876. 


5) das am 21. Juni 1876. Allerhöchſt vollzogene Privilegium zur Ausgabe von 
Magdeburg ⸗Leipziger Prioritäts⸗Obligationen der Magdeburg Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft Litt. B. im Betrage von 51,000,000 Mark, 
durch die Amtsblätter 

der 


a 


der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 32. S. 239. bis 242, 
ausgegeben den 5. Auguſt 1876,, 


der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 30. zweite Beilage S. 3. 
bis 6., ausgegeben den 22. Juli 1876., 


der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 29. S. 256. bis 259., aus⸗ 
gegeben den 21. Juli 1876.) 


6) das am 26. Juni 1876. Allerhöchſt vollzogene Privilegium wegen Emif- 
ſion von Prioritäts⸗Obligationen der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bis zum Betrage von 9,000,000 Mark durch die Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 31. S. 276. bis 279., 
ausgegeben den 4. Auguſt 1876., 


der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 31. S. 191. bis 194., 
ausgegeben den 29. Juli 1876. 


der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 31. S. 193. bis 
196., ausgegeben den 2. Auguſt 1876. 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Juni 1876., betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Görlitz bezüglich derjenigen 
Grundſtücke, welche zu der aus Anlaß des Neubaues einer zweiten Neiße⸗ 
brücke nothwendig gewordenen Verlegung des rechtsſeitigen öffentlichen 
Uferweges erforderlich ſind, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Liegnitz Nr. 31. S. 245., ausgegeben den 29. Juli 1876. 


8) das am 30. Juni 1876. Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
enen zu Oberbrechen im Unterlahnkreiſe durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 33. S. 245. bis 248., aus⸗ 

gegeben den 17. Auguſt 1876. 


9) der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Juli 1876., betreffend die Verlängerung 
der der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft durch die 
landesherrlichen Konzeſſionsurkunden vom 6. April 1872. und vom 
17. September 1873. zur Vollendung und Inbetriebnahme der Eiſen⸗ 
bahnen von Cüſtrin nach Stettin und von Altwaſſer über Friedland bis 
zur Böhmiſchen Landesgrenze geſtellten Friſt bis zum Schluſſe des Jahres 
1877., durch die Amtsblätter 


der Königl. 9 Breslau Nr. 31. S. 251., ausgegeben 
876., 


den 4. Auguſt 1 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 31. S. 166., ausgegeben den 
4. Auguſt 1876., 


der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 31. S. 196., aus⸗ 
gegeben den 2. Auguſt 1876., 


der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 31. S. 245., ausgegeben den 
29. Juli 1876. 
10) das 
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10) das am 17. Juli 1876. Allerhöchſt vollzogene Privilegium wegen Ausgabe 
auf jeden Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Berlin zum Betrage 
von 30,000,000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 34. S. 312. bis 314., ausgegeben 
den 25. Auguſt 1876.; 


11) das am 26. Juli 1876. Allerhöchſt vollzogene Privilegium wegen Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Crefeld im 
Betrage von 1,763,000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Düſſeldorf Nr. 36. S. 375. bis 377., ausgegeben den 2. Sep⸗ 
tember 1876., 


12) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Juli 1876., betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts in Bezug auf die zum Bau einer Waſſerſtraße 
alten den Rheinsberger Seen und den ee Waſſerſtraßen 
erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Potsdam Nr. 34. S. 311., ausgegeben den 25. Auguſt 1876. 


13) das am 2. Auguſt 1876. Allerhöchſt vollzogene Privilegium wegen Aus⸗ 

— auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Barmen im 

etrage von 3,000,000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 

rung zu Düſſeldorf Nr. 38. S. 391. bis 394., ausgegeben den 9. Sep⸗ 
tember 1876. 


14) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Auguſt 1876., betreffend eine Ergänzung 
des durch die Allerhöchſte Ordre vom 28. September 1875. genehmigten 
Verfaſſungsſtatuts für die Landſchaft des Fürſtenthums Osnabrück, durch 
5 8 aan für Hannover Nr. 38. ©. 313., ausgegeben den 8. Sep- 
ember 1876. f 


Redigirt im Büreau des Staats-⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 


